
Die Zeit drängt: Mindestlohn
statt Lohndumping!

Ab 1 . Mai 201 1 droht jetzt eine
neue Runde des Lohndumpings.
Die noch geltenden Einschrän-
kungen im Rahmen der europäi-
schen Arbeitnehmer- und
Dienstleistungsfreiheit fal len am
1 . Mai fast vol lständig weg. Un-
ternehmen können dann auch
Arbeitskräfte aus Mittel - und
Osteuropa zu Niedriglöhnen ein-
setzen, wie sie in den jewei l igen
Herkunftsländern gelten. Davor
schützt nur der flächendeckende
Mindestlohn und das Prinzip
"Gleicher Lohn für gleiche Ar-
beit am gleichen Ort" .

…Notizen aus der Provinz…
Der mittelalter-
liche Stadtkern
von Monschau
mit seinen klei-
nen, verwinkel-
ten Gassen
zieht seit jeher
Touristen aus
aller Welt an.
Damit dies

auch so bleibt, wird die Fassaden-
gestaltung seit jeher in einem
Ortsstatut geregelt. Alle bewegli-
chen Gegenstände sind in einer
Sondernutzungssatzung regle-

mentiert und bedürfen der
Genehmigung des örtlichen Ord-
nungsamtes.

Die Geschäftsinhaber und Gastro-
nomen haben sich in der Vergan-
genheit im Großen und Ganzen an
die Vorgaben gehalten, wenn auch
zum Teil äußerst großzügig ausge-
legt. Doch es kann der Frömmste
nicht in Frieden leben, wenn´s
dem bösen Nachbarn nicht ge-
fäl l t…
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Regionale Arbeitsmarktpolitik
in der Region Aachen

Der Arbeitsmarkt in der Region
Aachen ist seit Jahrzehnten
durch den Strukturwandel ge-
kennzeichnet. War es früher
der Niedergang von Bergbau
und Schwerindustrie, ist es heu-
te der wachsende Anteil des
Niedriglohnsektors, in erster
Linie im Bereich der Dienstleis-
tungen, einerseits und die
zunehmende Bedeutung der
Hochschulen und damit ver-
bundener Unternehmensgrün-
dungen im High-Tech-Bereich
andererseits.

Trends in der Region
Zwar ist die Zahl der Arbeitslosen
in den letzten Jahren deutl ich ge-

sunken – in der Städteregion von
34.334 im März 2005 auf 26.566
im März 201 1 . Aber neben der da-
mit verbundenen statistischen
Kosmetik beunruhigt der immer
noch hohe Bestand an Langzeitar-
beitslosen sowie der große Anteil
an geringfügig im Vergleich zu den
sozialversicherungspfl ichtig Be-
schäftigten.

Von den geringfügig Beschäftigten
(insgesamt 62.467 im Juni 201 0!)
sind ca. 60% ausschl ießl ich auf
Erwerbseinkommen aus Mini- und
Midijobs angewiesen, nämlich
39.064 Personen.
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Atomkraftwerke sind tickende
Zeitbomben. Es ist nur eine

Frage der Zeit wann sie ex-
plodieren. Was in Japan ge-
schieht, kann auch jederzeit
(!) die StädteRegion Aachen
treffen.
Denn gleich um die Ecke
spielt die belgische Electrabel
Russisch Roulette.

Tihange, Belgien : Der Atomtod
lauert Luftl in ie 63 Ki lometer von
Aachen:
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Gevatter Tod mit der Lizenz zum Gelddrucken
oder
Wie wir alle die tickenden Zeitbomben auch in unserer Nähe

verdrängen

Mit Hilfe ihrer
Strukturfonds unter-
stützt die Europäi-
sche Union seit
Jahrzehnten die wirt-
schaftliche und so-
ziale Entwicklung
der Regionen in ih-

ren Mitgliedstaaten.

Sie setzt dabei bisher darauf, dass
die Regionen selbst die für sie
sinnvol len Vorschläge erstel len: In
Deutschland erstel len die Bundes-
länder für jede Förderperiode ope-
rationel le Programme, anhand
derer sie EU-Fördermittel beantra-
gen und an Kommunen und Unter-
nehmen verteilen wol len.

NRW hat sich zum Ziel gesetzt, die
1 ,3 Mil l iarden EFRE-Gelder, die es
für die Jahre 2007 bis 201 3 erhält,
unter anderem zur "Verbesserung
der sozialen, ökonomischen und
ökologischen Lebensbedingungen
in städtischen Problemgebieten zu
nutzen". Damit gibt es die Mögl ich-
keit, gezielt Projekte - sogar grenz-
übergreifende Projekte - zur
Nutzung erneuerbarer Energien zu
unterstützen und so dem Ziel ei-
ner Energiewende in Europa näher
zu kommen. Das kommt nicht nur
dem Schutz der Umwelt zugute,
sondern kann auch nachhaltig Ar-
beitsplätze schaffen. Leider gibt
es auch im Rahmen der Verhand-
lungen über die kommende Förder-
periode ab 201 4 die Tendenz zu

mehr Zentral isierung auf europäi-
scher Ebene. So wünscht sich die
Kommission, zukünftig die
Schwerpunkte für die Förderung
in den Mitgl iedstaaten zentral in
Brüssel festzulegen.

Zusätzl ich verfolgen die Regierun-
gen der Mitgl iedstaaten in ihren
Ländern sowie über ihre Europa-
pol itik einen Kurs harter Sparpol i-
tik zulasten der Menschen, damit
sie die Schulden der Banken be-
zahlen können.

DIE LINKE im Europäischen Parla-
ment setzt sich dafür ein, dass
auch weiterhin die Regionen ent-
scheiden, welches ihre Förder-
prioritäten sind. Denn nur vor Ort
kennt man die Bedürfnisse und
Mögl ichkeiten. Bei den Fördermit-
teln darf auch nicht gekürzt wer-
den - von der EU nicht, aber auch
nicht von den Mitgl iedstaaten
oder den Bundesländern. Denn
die regionale Förderpol itik ist zum
einen Ausdruck gelebter europäi-
scher Sol idarität. Zum anderen
kann sie genau den "europäi-
schen Mehrwert" herstel len hel-
fen, den Bürgerinnen und Bürger
von der Mitgl iedschaft ihres Staa-
tes in der EU erwarten. Gerade in
Krisenzeiten.

Lothar Bisky,
Vorsitzender der Linksfraktion GUE/NGL
im Europäischen Parlament

Energiewende europäisch
Bundesregierung beim Wort nehmen, EU-Förderung nutzen



Eineinhalb Jahre
nach der Kommu-
nalwahl lassen
CDU und Grüne
nun Stück für

Stück die Katze aus dem sprich-
wörtlichen Sack. In Aachens
Verwaltung soll immer mehr
Personal eingespart werden, al-
lerdings – so wird versichert -
bei gleich bleibendem Service
für die Bürger.

Hinter dieser Maßnahme steckt Be-
rechnung, setzt man doch auf das
weit verbreitete Vorurteil , dass in
der Stadtverwaltung viel zu viele
Menschen viel zu wenig Arbeit
tun. Jedoch zeigt die Real ität eine
Erhöhung des Arbeitsvolumens für
den einzelnen Mitarbeiter mit
Aufgabenerweiterung, bedingt
durch massiven und forcierten
Stel lenabbau.

Und so bieten sich bei der Frage –
wie das Schwarz/Grüne Personal-
konzept funktionieren sol l - 2 mög-
l iche Varianten an:

Mögl icherweise baut die Rats-
mehrheit darauf, dass Wählers Ge-
dächtnis kurz ist und verkündet
nach einiger Zeit, dass auch der
Bürger seinen Anteil bei den Ein-
sparungen leisten muss, etwa
durch kürzere Öffnungszeiten oder
stärkere Nutzung der städtischen

Internetseiten anstel le von persön-
l icher Beratung.

Denkbar ist aber auch, dass
man den Plan, viele weitere Berei-
che des öffentl ichen Dienstes zu
privatisieren, bereits in der Schub-
lade hat. Zwar wird auch diesbe-
zügl ich bekundet, Privatisierungen
seien zunächst nicht geplant – bit-
te beachten Sie hier jedoch beson-
ders die sprachl ichen Feinheiten.

Die Absicht der Stadt weniger aus-
zubilden, konnte glückl icherweise
durch einen einstimmigen
Beschluss im Personal- und Ver-
waltungsausschuss am 6.4.201 1 –
verhindert werden.

Darüber hinaus haben wir einen
Ratsantrag "Ausbildungsinitiative
Aachen" gestel lt. Die Erkenntnis,
dass Ausbildung sich auszahlt,
kann nicht nur verbal bei anderen
eingefordert werden.

Wir fordern:
Die Stadt soll mit gutem Bei-
spiel vorangehen. Unsere Aus-
bildungszahlen müssen er-
heblich nach oben korrigiert
werden!

Erfreul ich ist auch, dass - wie von
uns beantragt - die Sozialraum-
teams nun endl ich doch um weite-
re 1 0,5 Stel len aufgestockt
werden.

Dass DIE LINKE Recht hat er-
schl ießt sich der Ratsmehrheit zu
häufig nur mit großer zeitl icher
Verzögerung, so war es beim Sozi-
alticket und auch bei der vierten
Gesamtschule. Mehr als ein halb-

es Jahr nach unserem Antrag im
Personal- und Verwaltungsaus-
schuss hat die Verwaltungsleitung
schl ießl ich zugeben müssen, dass
der im September 201 0 berech-
nete Mehrbedarf zutrifft.

23 Mitarbeiter/innen hatten im
letzten Jahr Überlastungsanzeigen
gestel lt, weil sie sich personel l
nicht mehr in der Lage sahen, ih-

rer verantwortungsvol len Aufgabe
in vol lem Umfang gerecht werden
zu können. Das zuständige
Fachamt rechnete aus, dass im
Bereich Sozialarbeit 1 8 weitere
Stel len dringend notwendig seien.
CDU, Grüne und FDP waren al ler-
dings der Ansicht, dass man nur
7,5 neue Stel len einrichten müs-
se, der weitere Bedarf sol lte inten-
siv geprüft werden. Unserem
Antrag - auf sofortige Besetzung
der 1 8 Stel len - stimmte damals
nur die SPD zu.

So vergingen viele Monate, die
uns veranlassten, das Thema am
22.2.201 1 noch einmal auf die Ta-
gesordnung des Personal- und
Verwaltungsausschusses zu set-
zen. In einem Sachstandsbericht
wol lten wir wissen, wie weit die
Prüfung des Mehrbedarfs gedie-
hen sei, schl ießl ich muss auch die
intensivste Prüfung irgendwann
einmal zu einem Ergebnis kom-
men.

Zwar versuchte die Ratsmehrheit
mit hanebüchenen Argumenten
die Einrichtung der Stel len auf nur
2 Jahre zu begrenzen, aber auch
dies konnte erfolgreich verhindert
werden.

Elle Begolli,
Fraktion DIE LINKE im Rat der Stadt Aachen

Das „Zukunftsmodell“ Schwarz-Grüner Personalpolitik

Der größere Teil
der Gesundheits-
risiken ist mit
noch so viel eigen-
verantwortlichem
Handeln nicht be-
einflussbar. Das
persönliche Krank-

heitsrisiko ist abhängig von
vielen Faktoren, wobei Leben-
sumstände aber auch das
Ausmaß der Einkommensunter-
schiede in der Gesamtgesell-
schaft die größte Rolle spielen.

Gerade bei Gesundsein und Krank-
heit ist niemand seines Glückes
Schmied. Einkommen, Wohnsituati-
on, Schulbildung, Umweltbedingun-
gen, Lärm und Ernährung haben
nachweisl ich größeren Einfluss auf
Gesundheit als persönl iches Verhal-
ten. Traurige Wahrheit für Einkom-
mensschwächere ist: „Armut
macht krank und Krankheit
macht arm“.
Um diesem Teufelskreis zu ent-
kommen, bedarf es einer ge-
rechten, frühzeitigen und nach-
haltigen Gesundheitsförderung, da-
mit Menschen erst gar nicht krank
werden. Des Weiteren brauchen
wir wirksame Vorbeugung gegen
Krankheitsrisiken und hierzu end-
l ich auch ein Präventionsgesetz,

wie es unsere europäischen Nach-
barländer seit langem haben.

Eine Pol itik, die gesundheitl iche
Leistungen verknüpft mit dem
Zwang zu Zuzahlungen, Sonderbei-
trägen und Vorkasse beim Arzt ist
unsozial und gesundheitsschädl ich.
Sie bestraft Menschen, die gesund-
heitl ichen Risiken ausgesetzt sind,
ohne dass sie diese Risiken selbst
vermeiden können.

Diese Probleme können zwei- bis
zehnfach höher sein als in Gesel l -
schaften, Regionen oder Kommu-
nen mit geringeren Einkommens-
unterschieden. Demnach könnten
theoretisch Menschen, die bei-
spielsweise im Aachener Süden
wohnen bis zu zehn Jahre länger
leben als diejenigen im Aachener
Osten.

Tiefe sozioökonomische Gräben in
der Bevölkerung wirken in al len
Schichten der Gesel lschaft als
Stressfaktoren auf Psyche und Ge-
sundheit. Entsol idarisierung mit
Machtausübung, Unterwerfung,
Konkurrenz und Verlust an sozialen
Kontakten sind der Preis profitori-
entierter Gesundheitspol itik.

Falsche Propaganda wie „Wer
krank ist, hat ungesund gelebt“
gibt jedem selbst die Schuld. Zu-

gleich wird immer mehr Leistungs-
erwartung für eine gigantische
Ausweitung des Gesund-
heits“marktes“ geschürt. Konzerne
der Medikamenten- und Medizin-
geräteindustrie beherrschen die
Pol itik. Aus diesem Pulverfass ist
nichts Gutes zu erwarten. Neben-
wirkungen wie zunehmende Ärzte-
fehler, schädigende Medikamente,
erfundene Krankheiten (z.B.
Schweinegrippe-Pandemie) und
Korruption werden bil l igend in Kauf
genommen.

Krankheit ist ohne demokratische
Gesundheitspol itik nicht heilbar! In
der StädteRegion Aachen können
wir al le gemeinsam mit Sozialver-
bänden, Vereinen, Initiativen,
Selbsthilfegruppen u.v.a. Einfluss
nehmen. Die Zivilgesel lschaft ist
viel leicht ohne Macht, nicht aber
ohne Einfluss.

Helga Ebel ,
Sachkundige Bürgerin

im Städteregionstag Aachen

schlechtere Gesundheit und geringere Lebenserwartung

psychische Erkrankungen, Drogenkonsum, Fettleibigkeit

Ungleichheiten im Bildungsbereich

Teenagerschwangerschaften

mehr Gewalt und höhere Raten an Tötungsdel ikten.

Auch große Einkommensunterschiede in der Bevölkerung führen nach-
weisl ich zu gesundheitl ichen und sozialen Problemen wie:

Teil 2 Dicke Lügen:

„Wer krank wird, hat ungesund gelebt. Jeder ist seines Glückes Schmied. Mit
Zuzahlung wird Eigenverantwortung gestärkt.“ Die Wahrheit sieht anders aus.

Fortsetzung in der nächste Ausgabe
von WIR: Die nächste dicke Lüge
„Immer mehr alte Menschen
machen das Gesundheitswesen
unbezahlbar.“

Ausbildung

zahlt sich aus[ ]
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Ihre Meinung ist uns wichtig!
eMail: wir-leserbriefe@dielinke-aachen.de

postalisch
Fraktion DIE LINKE im StädteRegionstag

Stichwort "Leserbrief"
Haus der Städteregion

Zollernstraße 16 | 52070 Aachen

Es war schon eine
kleine Sensation, als
DIE LINKE bei der
Kommunalwahl 2009
mit 6,6 Prozent der
Stimmen den Einzug
in den Stadtrat von
Herzogenrath schaff-

te und seitdem mit 3 Stadtver-
ordneten im Rat vertreten ist.

Durch den Einzug in den Stadtrat
ergab sich eine Patt-Situation, die
al leine durch die „Bürgermeister-
stimme“ veränderbar war.
DIE LINKE wurde in Herzogenrath
mit Argwohn und großem Mistrau-
en vor al lem von der CDU beäugt,
fürchtete man doch den Einzug
von Kommunisten mit „Bären-
fel lmützen“.

Frühzeitig wurde man von SPD und
BÜNDNIS 90 / GRÜNE zu einem
ersten Sondierungsgespräch einge-
laden, um festzustel len welche
Mögl ichkeiten sich ergeben, in
Herzogenrath vereint Kommunal-
pol itik zu machen. Schnel l wurde
erkennbar, dass man sehr viele ge-
meinsame Schnittstel len hat. Je-

doch konnte sich BÜNDNIS 90 /
GRÜNE nicht aus der Umklamme-
rung der CDU lösen, da man be-
reits 1 994 eine Kooperation mit
der CDU eingegangen war.

Somit bl ieb es bei der Patt-Situati-
on im Stadtrat. Jedoch war es den-
noch mögl ich, von Fal l zu Fal l eine
Mehrheit für unsere Anträge in Zu-
sammenarbeit mit der SPD und der
FDP sowie den GRÜNEN in vielen
Belangen wie z.B. in der Schul-
pol itik und Jugendhilfe zu er-
reichen. Dabei ist besonders zu er-
wähnen, dass es nur mit unserer
Hilfe mögl ich wurde, nach langen
Jahren endl ich einen Jugendbeirat
in Herzogenrath einzurichten.

Konzentriert, beharrl ich und kompe-
tent unter der Führung des Vor-
sitzenden Toni Ameis verrichtet die
Fraktion ihre pol itische Arbeit, die
zunehmend auch von den pol iti-
schen Gegnern und der Herzogen-
rather Bevölkerung anerkannt wird.

Al leine den Ewiggestrigen inner-
halb der CDU verursacht es
„Bauchschmerzen“, dass nunmehr
DIE LINKE in Herzogenrath erfolg-
reich ist.

Nach dem Ausstieg der CDU aus
der Kooperation mit dem BÜND-
NIS 90 / GRÜNE im Herbst 201 0
wurden die Karten im Stadtrat neu
gemischt. Schnel l waren sich DIE
LINKE sowie SPD und BÜNDNIS 90
/ GRÜNE einig, eine neue gestalte-
rische Mehrheit herzustel len.
Diese ist nun auch in den Aus-
schüssen erkennbar und dient als
Grundlage vor al lem für eine
konsequente Sozialpol itik.
Ob diese neue Mehrheit zu einer
festen Kooperation zwischen den
Parteien DIE LINKE, SPD und
BÜNDNIS 90 / GRÜNE führt, wird
die nahe Zukunft zeigen. Aber
auch die aktuel le Konstel lation ist
gut für die Stadt Herzogenrath und
ihre Bürger.

Wolfgang Brose,
Sachkundiger Bürger im Rat der Stadt

Herzogenrath und Städteregionstag Aachen
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DIE LINKE HERZOGENRATH erfolgreich ! Kurz notiert

BedingungslosesGrundeinkommen

Aachen Zum Thema "Bedingungs-
loses Grundeinkommen" kurz
BGE diskutierten am 7. April Be-
fürworter und Skeptiker im
Linken Zentrum. Aus der Ver-
sammlung heraus wurde der
Wunsch geäußert einen Arbeits-
kreis zum selbigen Thema zu
gründen. Am Dienstag 1 0. Mai
ab 1 8.00 Uhr treffen sich Befür-
worter des BGE zu ihrer 1 . Ar-
beitssitzung im Linken Zentrum.
Wer an den Treffen teilnehmen
möchte, ist herzl ich eingeladen,
auch wenn er/sie kein Mitgl ied
der Partei DIE LINKE ist.

Einwohnerfragestundenerweitert

Aachen Der Städteregionstag hat
am 7.4.201 1 einstimmig be-
schlossen, Einwohnerfragestun-
den auch in den Fachaus-
schüssen einzuführen. Vorange-
gangen war ein Antrag der
Oppositionsfraktionen SPD, FDP,
UWG und DIE LINKE.

Kernkraftresolution beschlossen

Aachen Mit knapper Mehrheit hat
der letzte Städteregionstag eine
Resolution von SPD und LINKE
beschlossen, in der die Städtere-
gion aufgefordert wird, mit al len
Mitteln gegen die Erweiterung
bzw. Neubau von Reaktoren im
niederländischen Borssele vorzu-
gehen. Auch auf die belgische Re-
gierung sol l eingewirkt werden,
den von Aachen nicht weit ent-
fernten Reaktor Tihange baldmög-
l ichst vom Netz zu nehmen.

„Bürgerarbeit“ floppt auch in der
Region

Aachen Das von Bundesarbeitsmi-
nisterin von der Leyen vol lmundig
angekündigte Model lprojekt Bür-
gerarbeit erweist sich als krasser
Misserfolg. So stehen in der Städ-
teregion bisher von 250 geplan-
ten Bürgerarbeitsplätzen in
diesem Jahr gerade mal sechs zur
Verfügung. Streitpunkt ist die ta-
rifl iche Bezahlung von Bürgerar-
beitern, sofern diese bei den
Kommunen beschäftigt sind. Für
die LINKE gilt: Wenn schon das
wenig durchdachte Projekt durch-
gesetzt wird, dann nur zu Tariflöh-
nen und bei erwiesener
Zusätzl ichkeit.

Kampange "Steuer gegen Armut"

Eschweiler Mit Mehrheit hat der
Stadtrat die Resolution "Steuer
gegen Armut" verabschiedt, die
der Linke-Stadverordnete Albert
Borchardt einbrachte. Eschweiler
ist einer der ersten Kommunen,
die die Kampange unterstützen.

Einrichtung eines
Jugendbeirates
in Herzogenrath

Da Schaufenster und
Werbeflächen an den
historischen Gebäu-
den ebenso knapp be-
messen sind wie die
Flächen für die Außen-
gastronomie, fing ir-

gendwann ein „Nichteinheimischer“
an, die Fläche vor seinem Ladenlo-
kal großzügiger zu nutzen als sein
Nachbar.

Frei nach dem Motto „was der
kann, kann ich schon lange“, fing
auch der Nächste an, sein Waren-
sortiment auf dem Gehweg weitflä-
chiger auszubreiten. Dies nahmen
nun einige Gastronomen als Auf-
forderung, die Anzahl ihrer Tische
und Stühle zu vergrößern. Über-
dies sol l die Bürgermeisterin ei-
nem einzelnen Wirt versprochen
haben, seine Außengastronomie
erweitern zu dürfen. Dies war
nach der Satzung zwar nicht zuläs-
sig – aber versprochen ist verspro-
chen! Die Krönung aber war, dass
ein Geschäftsmann – dem man na-
hegelegt hatte, er habe zuviel
Kitsch vor seinem Laden stehen –
einen Hirschkopf mit Sensor aus-
gestattet an der Hauswand befes-
tigte, der fürderhin bei jedwedem,
der vorbeiging laut und vernehm-

l ich röhrte. Dies brachte das Fass
für einige honorige Altstadtbewah-
rer zum Überlaufen.

Dummerweise stel l te sich heraus,
dass die bestehende Satzung
nicht rechtssicher war, und die-
sem Treiben somit kein Einhalt ge-
boten werden konnte. Also wurde
flugs mit einigen sachkundigen Alt-
stadtbewohnern und Altstadt-Rats-
leuten eine neue Satzung
gefertigt, in der nun al les ver-
boten bzw. stark reglementiert
wird. Die Geschäftsinhaber, die
mit schönen Auslagen und Dekora-
tionen die Touristen erst an-

ziehen, hatte man jedoch über-
sehen - Pech gehabt, ebenso wie
die wenigen Einzelhändler, die
Waren des tägl ichen Gebrauchs
anbieten. Sonderangebote dürfen
nun nicht mehr in einem Waren-
ständer vor dem Gebäude ange-
boten werden. Auch einen
Postkartenständer sucht der in-
teressierte Tourist jetzt vergebl ich
– al les bei Androhung einer hohen
Ordnungsstrafe verboten! Ein be-
gehbares Museum ohne Kitsch
und Krempel. Blöderweise hat im
Mittelalter niemand an die heuti-
ge Nutzung der Fenster als Aus-

lage gedacht, sonst wären sie
sicherl ich um einiges größer aus-
gefal len. Dafür darf der Besucher
nun in jedes Fenster hineinsehen
- viel leicht verbirgt sich ja ein
kleines Ladenlokal dahinter. Dies
nennt man neudeutsch „Erlebnis-
tourismus“ - Schilda lässt grüßen.

Erika Krebs,
DIE LINKE im Rat der Stadt Monschau

... wenn´s dem
bösen Nachbarn
nicht gefällt…

Fortsetzung: . . . Notizen aus der Provinz . . .
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Auch wenn ein
Teil davon auf frei-
will iger Basis er-
folgt bzw. auf den
unserer Region
hohen Anteil an
Studenten zurück-

zuführen ist, wird deutlich, dass
ein nicht geringer Teil unterbe-
schäftigt und zudem zum Teil
auf Aufstockung durch ALG II ,
Kinderzuschlag, Wohngeld etc.
angewiesen ist. Beispielsweise
mussten in 201 0 im Jahresmit-
tel fast 1 0.000 Erwerbstätige,
darunter allerdings auch weit
über 1 .000 Vollzeitbeschäftigte,
mit ALG II aufstocken.

Damit stel len sich für die Arbeits-
marktpol itik zwei große Herausfor-
derungen: Wie integriert man die
Langzeitarbeitslosen, denen oft-
mals eine ausreichende schul ische
oder berufl iche Qual ifikation fehlt,
in den Arbeitsmarkt? Und wie

schafft man ein ausreichendes An-
gebot an Arbeitsplätzen, die ausrei-
chend bezahlt sind und den
Beschäftigten Perspektiven bietet,
also den Kriterien von „Guter Ar-
beit“ genügen?

Den Kommunen selbst sind durch
die angespannte finanziel le Situati-
on die Hände gebunden. Die Bun-
desregierung hat jüngst die Mittel
für die aktive Arbeitsmarktpol itik
massiv zurückgeführt – siehe

nebenstehenden Beitrag - und ver-
traut den Selbstheilungskräften
des herbeigeredeten Auf-
schwungs. Die Landesregierung in
Düsseldorf ist zwar bereits deut-
l ich aktiver als ihre schwarz-gelbe
Vorgängerregierung. Eine Tarifbin-
dung für Unternehmen, die sich
um öffentl iche Aufträge bemühen,
ist al lerdings - obwohl vor den
Wahlen von SPD und Grünen ver-
sprochen - bisher noch nicht auf
den Weg gebracht worden.

Eine regionale Arbeitsmarktpol itik,
die ihren Namen verdient, würde
eine ausreichende finanziel le Aus-
stattung der Kommunen voraus-
setzen. Zudem müssten für Bunde-
sagentur für Arbeit bzw. Jobcenter
ausreichende Planungssicherheit
bestehen. Es ist nicht zielführend,
sich in erster Linie um die gut ver-
mittelbaren Hilfebedürftigen zu
kümmern und die Langzeitarbeits-
losen auf dem Abstel lgleis zu be-

lassen. Und selbstverständl ich
brauchen wir einen gesetzl ichen
Mindestlohn, eine Tarifbindung bei
öffentl ichen Aufträgen und eine
aktive Wirtschaftspol itik, die Kon-
junkturschwankungen entgegen
wirkt. H ier sind der Bund und das
Land NRW in der Pfl icht.

Harald Siepmann ,
Fraktion DIELINKEim StädteregionstagAachen

Quellen für die Zahlenangaben:
Bundesagentur für Arbeit

Ziele linker Arbeitsmarktpolitik
Konkrete Ziele, zu deren Erreichung Bund, Land, Bundesagentur für
Arbeit, Kommunen und weitere Beteil igten zusammenarbeiten müssen,
sehen so aus l inker Sicht so aus:

Erreichung eines hohen Beschäftigungsstandes und Verbesserung
der Beschäftigungsstruktur

Verbesserung der Qualität von Arbeit.

Sicherung und Verbesserung des qualitativen Beschäftigungsniveaus

Vermeidung der Entstehung und Verkürzung der Dauer von Arbeits-
losigkeit

Ausgleich von Angebot und Nachfrage auf dem Ausbildungs- und
Arbeitsmarkt

Verbesserung der berufl ichen Situation von Frauen

Die Wirtschaft
boomt, die Arbeits-
losigkeit geht zu-
rück und wird bald
unter die 3-Mill io-
nen-Marke fallen.
Diese Meldungen
hören sich gut an,

und dementsprechend jubelt
das regierende politische Berlin.
Doch wie sieht es tatsächlich
aus?

Auf die Tatsache, dass immer mehr
Menschen aus der offiziel len Ar-
beitslosenstatistik herausfal len
(Ein-Euro-Jobber, Teilnehmer an
Fortbildungsmaßnahmen etc.) und
damit die wirkl iche Arbeitslosen-
zahl verschleiert wird, sol l an die-
ser Stel le nicht weiter eingegangen
werden.

Fragen wir uns stattdessen einmal ,
mit welchen Problemen sich das
Jobcenter (früher ARGE) der Städte-
region Aachen auseinandersetzen
muss. Die Bundesregierung hat die
Eingl iederungsmittel , d. h. die Mit-
tel für aktive arbeitsmarktpol iti-
sche Maßnahmen, drastisch
gekürzt. Für die Städteregion be-
deutet dies für 201 1 eine Reduzie-
rung um ca. 1 5,7 Mio. Euro im
Vergleich zu 201 0. Und in den kom-
menden Jahren werden diese
Mittel weiter zurückgehen.

Gefordert wird deshalb mehr „Wirt-
schaftl ichkeit“ beim Einsatz der Ein-
gl iederungsmittel . Was bedeutet
das? Es bedeutet eine stärkere Kon-
zentration auf diejenigen Instru-
mente, die auf die Integration in
den ersten Arbeitsmarkt ausge-
richtet sind, wie z. B. Qual ifizie-
rungsmaßnahmen für leicht vermit-
telbare Arbeitslose. Auf der
Strecke bleiben dagegen immer
mehr Langzeitarbeitslose und

schwer vermittelbare Menschen
(Ältere, Behinderte, Suchtkranke
etc.) , die im ersten Arbeitsmarkt
keinen Platz mehr finden.

Al lein die Mittel für die so genann-
ten Arbeitsgelegenheiten (Ein-
Euro-Jobs) sind von mehr als 1 2
Mio. Euro im Jahr 201 0 auf 5 Mio.
Euro in diesem Jahr reduziert wor-
den. Was bedeutet dies für die be-
troffenen Menschen, und welche
Schlüsse sind daraus zu ziehen?

Schauen wir uns als konkretes Bei-
spiel den City-Service an. Die hier

tätigen Ein-Euro-Jobber haben laut
dem Träger des Projektes, dem
Sozialwerk Aachener Christen e. V.,
die Aufgabe, Informationen über
Verunreinigungen und Vandal is-
mus an die Stadt weiterzugeben,
die Touristen über Sehenswürdig-
keiten und Verkehrsmittel zu infor-
mieren, bei Veranstaltungen zu
helfen und vieles mehr. Als dann
auf Grund der oben genannten
Kürzungen bei den Arbeitsgelegen-
heiten der City-Service zur Disposi-
tion stand, wurde von
verschiedenen Seiten die Bedeu-
tung dieses Projektes für die Stadt
Aachen hervorgehoben.

Der City-Service sei zum Ansprech-
partner für die BürgerInnen gewor-
den und habe zum Beispiel
erhebl ich zur Sauberkeit und zur
Aufrechterhaltung der öffentl ichen
Ordnung im Burtscheider Kur-
viertel beigetragen. Auch seien
durch die Präsenz des City-Service
die Taschendiebstähle auf dem
Weihnachtsmarkt um 30% zurück-
gegangen.

Nun sol l der City-Service zwar
u. a. durch Sponsoring in verklei-
nerter Form (1 2 MitarbeiterInnen
für die Außenbezirke und 2-4 Per-
sonen für die Innenstadt) erhalten
bleiben. Aber wir dürfen nicht ver-
kennen, dass der City-Service den
Menschen bisher so gut wie keine
Chancen auf sozialversicherungs-
pfl ichtige Vol lzeitarbeitsplätze er-
öffnet hat. Wenn, wie oben
beschrieben, die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter des City-Service
wichtige und gesel lschaftl ich not-
wendige Arbeit verrichten, dann
sol len hier die Ein-Euro-Jobs auch
in existenzsichernde sozialversi-
cherungspfl ichtige Beschäftigungs-
verhältnisse umgewandelt werden.

Die LINKE fordert schon seit lan-
gem im Bereich öffentl icher und
sozialer Dienstleistungen die
Schaffung neuer regulärer und
tarifl ich bezahlter Arbeitsplätze.
Finanziert werden können solche
arbeitsmarktpol itischen Maßnah-
men u. a. durch eine gerechtere
Steuerpol itik, die Reiche und
Unternehmen stärker zur Bewälti-
gung gesel lschaftl icher Aufgaben
heranzieht.

Leo Deumens,
Sachkundiger Bürger im Rat der Stadt Aachen

Die Bundesregierung kürzt bei den
arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen
Langzeitarbeitslose und schwer vermittelbare Menschen

besonders betroffen

Fortsetzung: Regionale Arbeitsmarktpolitik in derRegion Aachen
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Reichtumsuhr
Nettoprivatvermögen in Deutschland

7.250.01 9.378.930
Bil l ionen Mil l iarden Mil l ionen Tausend

Das reichste Zehntel besitzt davon

4.539.232.585.509
Bil l ionen Mil l iarden Mil l ionen Tausend

Das ärmste Zehntel besitzt

-1 3.11 8.41 3.51 8
Mil l iarden Mil l ionen Tausend

Staatsverschuldung in Deutschland 1 .947.361 .064.641 €

Allein die Mittel für die so genannten Arbeitsgelegen-

heiten (Ein-Euro-Jobs) sind von mehr als 12 Mio. Euro im

Jahr 2010 auf 5 Mio. Euro in diesem Jahr reduziert worden.[ ]



Ein Erdbeben zer-
stört die Stromver-
sorgung -> die
Brennstäbe können
nicht mehr mit Was-
ser gekühlt werden
-> die Kernschmelze

beginnt bei 2.000 Grad Celsius,
der GAU nimmt seinen Lauf. Al le
weiteren Kühlversuche scheitern
-> das Höl lenfeuer erreicht eine
Temperatur von 2.800 Grad Celsi-
us -> auch die Urantabletten in
den Brennstoffhül len schmelzen ->
es kommt zur Explosion, die den
Reaktordruckbehälter zerfetzt, der
GAU wird zum SUPER-GAU -> das
radioaktive Material wird in die

Luft geschleudert -> der Wind
weht wie meistens gen Osten –
und ab geht die tödl iche Luftpost,
erreicht Aachen nach drei Stunden
-> verseucht Menschen, Tiere und
Pflanzen auf Jahrzehnte – beim
hochgiftigen krebserzeugenden
Plutonium ist die Radioaktivität
erst nach 24.000 Jahren auf die
Hälfte abgeklungen.

Ein übertriebenes Horrorszenario?
Mitnichten!

In Roermond bebte am
1 3.04.1 992 um 03:20 Uhr die Er-
de mit einer Stärke von 5,9 auf
der Richterskala – nur 1 00 Kilome-
ter von Tihange entfernt, das zu-
dem besonders gefährdet ist, da
sich dort zwei tektonische Stö-
rungsrichtungen mit einem großen
Zerstörungspotential kreuzen.
Tihange l iegt zudem am westl i-
chen Rand der Niederrheinischen
Bucht, wo ein starkes Erdbeben er-
wartet wird. Dieses kann morgen
oder in 1 00 Jahren stattfinden. Ex-
akt weiß dies niemand. Eines aber
ist klar: das nächste Erdbeben
kommt bestimmt – todsicher!
Die konkrete Zerstörungskraft ei-

nes Erdbebens resultiert nicht al-
lein aus seiner Magnitude. Sie
hängt vielmehr davon ab, in wel-
cher Entfernung zu einem Atom-
kraftwerk es stattfindet: Umso
näher, umso geringer muss seine
Stärke sein, um eine Havarie zu
verursachen. Liegt das Epizentrum
direkt unter einem Atomkraft-
werk, reicht bereits eine geringe
Stärke, um die Energieversorgung,
die Bedingung für die Kühlung, zu
unterbrechen.

Online weiterlesen:
www.wir-online. org

Django Schins, Aachen

„Fracking“ heißt das
Zauberwort, wel-
ches eine Förde-
rung von Erdgas
aus den tiefen
Schichten der Erde
wie Tonsteinen
(shale-gas), Sand-

steinen, Kalksteinen und Kohle-
flözen vorsieht.

Dieses Verfahren wird in den USA
schon seit einigen Jahren durchge-
führt und freut sich auch in
Deutschland immer größerer
Bel iebtheit. Nein, nicht bei der
Bevölkerung, die sich immer häufi-
ger zu Bürgerinitiativen zusam-
menschl ießt, um sich gegen
dieses höchst umstrittene Verfah-
ren zu wehren, sondern bei den
Energieriesen, die sich hier wieder
höchste Gewinne versprechen oh-
ne Rücksicht auf die entstehenden
Folgeschäden.

Bürgerinitiativen, BUND, Green-
peace und DIE LINKE sind sich der
Gefahren bewusst und befürchten,
dass bei dieser Fördertechnik gifti-
ge Chemikal ien und radioaktive
Stoffe ins Grundwasser gelangen
und dieses verseuchen könnten.
Um an das Erdgas zu gelangen,
muss das Muttergestein aufgebro-
chen werden. Danach werden
große Mengen von mit Sand und
Chemikal ien vermischtem Wasser
unter hohem Druck in das Mutter-
gestein gepresst, bis sich darin tie-
fe Risse bilden und so das Gas
freigesetzt wird. Die Chemikal ien
bleiben teils im Boden. Teilweise
werden sie mit dem Frackwasser,
welches auch radioaktive Stoffe -
welche in den tiefen Gesteins-
schichten auf natürl icher Weise
vorhanden sind - wieder zurück an

die Oberfläche geholt. Die Entsor-
gung dieses Wassers ist aufgrund
der hohen Belastung höchst pro-
blematisch!

Der US-Ölmulti ExxonMobil und
die BASF-Tochter Wintershal l
haben sich schon die Rechte ge-
sichert und NRW quasi unter sich
aufgeteilt, um mit Probebohrun-
gen zu beginnen. Bei diesen „Er-
kundungsbohrungen“ sind keine
wasserrechtl ichen Genehmigun-
gen notwendig. Auch das Berg-
recht ist völ l ig veraltet, da es
beispielsweise vorsieht, dass nur
eine Umweltverträgl ichkeitsprü-
fung stattfinden muss, wenn mehr
als 500.000 Kubikmeter Gas pro
Tag gefördert werden. Bei der
Fracking-Methode wird es aber al-
ler Voraussicht nach weniger sein.
Eine Öffentl ichkeitsbeteil igung
oder eine Beteil igung der Grund-
eigentümer ist beim Bergrecht
nicht vorgesehen. Dieses muss
zum Schutze der Bevölkerung um-
gehend geändert werden!

Andrej Hunko MdB sagte nach
einem Gespräch mit Mitarbeitern
der BASF-Tochter Wintershal l :
„Insbesondere die Gefährdung des
Grundwassers macht diese Tech-
nologie zur Hochrisikotechnologie.
Völ l ig inakzeptabel ist die intrans-
parente Aufteilung von NRW unter
die großen Öl- und Gaskonzerne.
Im Aachener Raum sol len in Kürze
Probebohrungen stattfinden. Ich
fordere einen sofortigen Stopp
dieser Erkundungen“, so der Bun-
destagsabgeordnete der Linken.

Aufgrund dieses Gespräches ist
eine Anfrage an die Verwaltung
der Städteregion gestel lt worden,
in wie weit diese über die Planung
von Probebohrungen in Kenntnis
gesetzt wurden.
Über die Antwort der Verwaltung
werden Sie in der Onl ine- sowie
der Printausgabe informiert!

Marika Jungblut,
Fraktion DIELINKEim StädteregionstagAachen

Wieder nur ein gewisses Restrisiko?

Täglich sagen Poli-
tik und Medien,
die öffentlichen
Kassen seien leer
und bedürfen ei-
ner gründlichen
Sanierung. Um im
globalen Wettbe-

werb zu bestehen, müssten die
Steuern gesenkt werden, über-
wiegend für Unternehmen und
Personen in höheren Einkom-
mensklassen. Gekürzt und ge-
strichen werden staatliche
Ausgaben jedoch überwiegend
im sozialen Bereich.

Vor diesem Hintergrund sind Städte
und Gemeinden gezwungen, ihren
Haushalt zu gestalten. Da die ent-
sprechenden Mittel aber fehlen,
werden sogenannte Haushalts-
sicherungskonzepte (HSK) aufge-

legt. Im HSK soll erreicht werden,
wieder einen ausgeglichenen Haus-
halt zu erhalten. In diesem Jahr wird
das Defizit in Eschweiler 25 Mil l io-
nen Euro betragen. Ohne eine um-
fassende Gemeindefinanzierungs-
reform wird Eschweiler nach 201 6
erneut ein Defizit aufweisen. Für
die Einwohnerinnen und Einwohner
bedeutet dies höhere Gebühren,
zum Beispiel bei Bus und Bahn,
Schließung öffentl icher Einrichtun-
gen wie Bücherei oder Schwimm-
bad. Dieses Schicksal hat in NRW
schon einzelne Kommunen getrof-
fen, wie etwa Wuppertal.

Der kommunale Anteil am Gesamt-
steueraufkommen beträgt nach jah-
relangen Kürzungen derzeit nur
noch 1 2 Prozent. Um jedoch effek-
tiv aus eigener Kraft die Geschicke
einer Stadt gestalten zu können be-
nötigt es 20 Prozent* . Angesichts

der dramatischen Entwicklung der
städtischen Finanzen ist es legitim
und notwendig neue Einnahme-
quellen zu erschließen. Umso un-
verständlicher ist es, eine
„Bettensteuer“ abzulehnen, die
Eschweiler 55.000 bis 65.000
Euro Einnahmen bringen würde.
Diese Steuer würde die Hoteliers
belasten, denen die Bundesregie-
rung gerade 1 2 Prozent Umsatz-
steuer geschenkt hat. Für
lebendige Städte und Gemeinden
benötigt es dringendst eine umfas-
sende Gemeindefinanzreform.

Sporteinrichtungen, Vereine, die
öffentl iche Bibliothek oder das
Schwimmbad, kulturel le Veranstal-
tungen und auch die Jugendarbeit,
diese Dinge machen erst die
Lebens- und Bildungsqualität einer
jeden Stadt aus und sind keines-

fal ls Luxus. All diese
Punkte gehören in die
Kategorie der freiwil l i-
gen Leistungen eines
Haushaltsplans der Ge-
meinde. Bei
einem Gesamtetat von
1 38 Mil l ionen Euro, be-
deuten 1 ,8 Mil l ionen
Euro „Freiwil l iger Leis-

tungen“ gerade mal knapp 1 ,5 Pro-
zent kommunale Selbstverwaltung.
Aber gerade hier wird der Rotstift
angesetzt, wenn die Stadt zu wenig
Mittel vom Land bekommt.

Wir leben in einem reichen Land, es
muss keine verarmten Kommunen
geben.

Es ist Zeit, sich einzumischen, für
jeden von uns. „Wenn nicht ich,
wer denn“, sol lte der Slogan hei-
ßen. Das Schlimmste, was man
sich und der Welt antun kann, ist
Untätigkeit. Es gibt also genug
Gründe und auch Möglichkeiten,
sich zu engagieren und einzu-
mischen. Demokratie ist nur dann
gerecht, wenn alle mitmachen.

Albert Borchardt
DIE LINKE im Rat der Stadt Eschweiler

„Neues schaffen heißt
Widerstand leisten.
Widerstand leisten

heißt Neues schaffen“
Stéphanne Hessel

Fortsetzung: Gevatter Tod mit der Lizenz zum Gelddrucken oderWie wir alle die tickenden Zeitbomben auch in unserer Nähe verdrängen
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[ ]
Quel le:http://www.treehugger.com/files/201 0/06/gasl
and-documentary-fi lm-trailer-natural-gas-fracking.php

Der Mensch ist nicht Herr
der Natur

Zeit sich einzumischen

[ ]

Quelle: http://www.dielinke-nrw.de/nc/themen/gegen_gas_fracking/ Quelle: *attac Kommunen aus der Krise steuern!



Eingeladen hatte der LINKE Arbeitskreis Um-
welt in Aachen die energiepol itische Sprecherin
der LINKEN Bundestagsfraktion Dorothée Menz-
ner und den lokalen Bundestagsabgeordneten
Andrej Hunko. Dorothée Menzner erläuterte
umfassend den Zwischenstand des Parlamenta-
rischen Untersuchungsausschusses zum The-
ma Gorleben, sowie die Ereignisse in Japan und
die Situation in den dortigen Atomanlagen.
Einen wichtigen Schwerpunkt nahmen die Posi-
tionen und Forderungen der LINKEN zu einem
unverzügl ichen und unumkehrbaren Atomaus-
stieg ein.

Der Gorlebener Salzstock sol l zu einem Endla-
ger für hochradioaktiven atomaren Mül l ausge-
baut werden. Der Untersuchungsausschuss
prüft, ob die Benennung in den 70 er Jahren auf-

grund fachl icher Kriterien erfolgte oder aus pol i-
tischer Opportunität. Anhand des von der
LINKEN aufgedeckten Vorgangs über die Gas-
bohrungen auf der ostdeutschen Seite des Salz-
stocks erleuterte Menzner exemplarisch die
Ignoranz und pol itische Unterdrückung mißl iebi-
ger Fakten durch die pol itisch Verantwortl i-
chen. Ein Beispiel von vielen, das zeigt, dass
ein Netzwerk aus Pol itik, Wirtschaft und Atom-
lobby mit geradezu kriminel ler Energie unange-
nehme Wahrheiten vertuschte und Kritiker
mundtot machte.

Die Versammlung stand unter den Eindruck der
unfassbaren Ereignisse der havarierten Atom-
meiler von Fukushima. Profitgier und die Igno-
ranz der Atomlobby vor den Gefahren nehmen
35 Mil l ionen Menschen im Großraum von Tokio

in Geiselhaft. Dabei hätte man spätestens nach
der Atomkatastrophe von Tschernobyl wissen
können, dass Sicherheit und Atomenergie sich
ausschl ießen. Was auch für die deutschen Mei-
ler gilt. Bereits vor Fukushima wussten wir auf-
grund der el lenlangen Pannenstatistik, dass sie
weder sicher noch für außergewöhnl iche Stör-
fäl le ausgerüstet sind.

Das dreimonatige Moratorium der Bundesre-
gierung ist eine Mogelpackung, weil es recht-
l ich nicht bindend ist und vielmehr ein
durchsichtiges Wahlkampfmanöver darstel l t.
Die Haltung der Linksfraktion ist glasklar. Die
ältesten Atomkraftwerke plus der Pannenmei-
ler Krümmel dürfen nie wieder an das Netz. Die
übrigen Atomkraftwerke sind unverzügl ich ab-
zuschalten.

Damit sich kein Energieriese mehr die Pol itik
gefügig machen kann, muss der Ausstieg im
Grundgesetz abgesichert werden. Mit al ler
Kraft müssen wir stattdessen regenerative
Energieträger ausbauen, Energie sparen, mo-
derne Energiespeicher entwickeln und die
Energieeffizienz fördern. Aber auch ein Export-
verbot für Atomtechnologie die der mil itäri-
schen oder energetischen Nutzung dienen
kann, sowie internationale Initiativen sind zu
ergreifen.
Andrej Hunko als Mitgl ied im Europaausschuss
des Bundestages informierte eingehend über
die internationalen Notwendigkeiten.

Dirk Makowski,
Für den AK Umwelt, Verkehr, Stadtplanung STR Aachen
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Seit Jahrzehnten ist bekannt, dass Atom-
energie nicht beherrschbar ist. „Jedes Kern-
kraftwerk weist gefährliche Sicher-
heitsmängel auf… und es zu schweren Kern-
schmelzunfällen kommen kann… Bei einer
Kernschmelze kommt es sehr schnell zu
massiven Freisetzungen von Radioaktivi-
tät…“ Nachzulesen in veröffentlichten Studi-
en der Gesellschaft für Reaktorsicherheit
(GRS). Es gibt in Wahrheit nur marginale Un-
terschiede von etwas mehr oder etwas we-
niger Unsicherheit. Jedes AKW auf der Welt
ist eine tickende Zeitbombe.

Jede zusätzl iche Strahlenbelastung führt bei
Menschen und Tieren zu Chromosomenbrü-
chen und damit zu Missbildungen und gefährl i-
chen Krankheiten. Und das über viele
nachfolgende Generationen. Radioaktive Sub-
stanzen kommen in die Nahrungskette und ver-
giften unsere Nachkommen.

Der Atomreaktorunfal l in einem Hightech-Land
wie Japan ist keine Naturkatastrophe, sondern
zwangsläufige Folge einer fehlsichtigen und ver-
antwortungslosen Pol itik, die dem kurzfristigen

Profit durch lebensgefährl iche Produkte (Gen-
technologie, Atomtechnologie, Rüstungstechno-
logie, Erdöltechnologie, Agrartechnologie, etc.)
einer global agierenden Großindustrie und Fi-
nanzwirtschaft dient. Damit muss endl ich
Schluss sein! Wir brauchen nachhaltige, ver-
nünftige, für die regionale und kleinräumige Ver-
sorgung der Weltbevölkerung förderl iche
Produktion, die der gesunden Lebensumwelt
und den natürl ichen Lebensgrundlagen der Le-
bewesen auf unserem Planeten endl ich Priori-
tät verleiht.

Aus der Hiroshima- und Tschernobyl-Forschung
sind die langfristigen Schäden der Verstrahlung
bekannt; insbesondere Leukämien und Schild-
drüsenkrebs, welche schon nach 2 bis 3 Jahren
nach einer „Bestrahlung“ auftreten können.
Krebskrankheit der Brust, der Lungen und des
Magen-Darmtraktes. Hirnbluten und Herz-Kreis-
lauferkrankungen mit Todesfolge können eben-
so Ergebnis von freigesetzter Radioaktivität
sein. Genetische Schäden treten zu 90 % bei
der nachfolgenden Generation auf.

Aufwändige Langzeitstudien hierzulande haben
gezeigt, dass in exponierten Gebieten diese

Krebsarten bereits ohne eingetretenen Super-
Gau signifikant häufiger auftreten. Kinder und
Jugendl iche sind davon häufiger und schnel ler
betroffen. Al lein schon die Lagerung des ato-
maren Mül ls ist eine Gesundheitsgefährdung
für Mensch und Umwelt auf tausende von Jah-
ren. Das betrifft uns in direkter Nähe mit Jül ich
und Tihange.

Wenn große Mengen Strahlung durch Freiset-
zung von Radioaktivität in die Umwelt gelan-
gen, hat das Folgen unvorstel lbaren Ausmaßes
für das Leben auf unserem Planeten. Das Gefa-
sel der Kanzlerin Merkel von ‚Moratorium’ und
„Kernkraftwerke überprüfen’ und ‚ggf. nachrüs-
ten’ ist angesichts dieser Gefahr für die Welt
unverantwortl ich. Wir verlangen, dass die Bun-
desregierung sich gegen den Widerstand von
EnBW, RWE und E.On durchsetzt und entschei-
det: Sofort Abschalten! Al le Kernkraftwerke!
Pol itik ist heilbar. Die Atomenergie- und Atom-
waffenlobby sind es nicht. Wir haben uns ent-
schieden: Kampf dem Atomtod!

Michael C. Bredohl
Für den AK Gesundheit und Soziales STR Aachen

Redaktion KVStädteregion Aachen v. i. S.d.P. Robert Boltz

Bei einem Reaktorunfall kann niemand helfen.
Leben ist eine prima Alternative!

Dorothée Menzner in Aachen
Themen: Gorleben und das Atomdesaster von Fukushima



DIE LINKE Städteregion Aachen
Augustastraße 69, 52070 Aachen
E-Mail: kontakt@dielinke-aachen.de
www.dielinke-aachen.de
Tel. 0241 -9902531
Fax 0241 -9905228

Linkes Zentrum
Augustastraße 69, 52070 Aachen
Tel. 0241 -99063820
Öffnungszeiten
Mo 15 bis 17.30 Uhr / Di-Fr 17 bis 19 Uhr

Arbeitskreis Umwelt, Verkehr, Stadtplanung

Linkes Zentrum
Treffen jeden Freitag ab 18.00 Uhr
www.dielinke-aachen.de/ak/umwelt
Arbeitskreis Gesundheit und Soziales

Linkes Zentrum
Treffen jeden 2. Mittwoch im Monat ab 18.00 Uhr
www.dielinke-aachen.de/ak/soziales
Arbeitskreis Betrieb und Gewerkschaft

Linkes Zentrum
Treffen jeden 4. Dienstag im Monat ab 18.00 Uhr
www.dielinke-aachen.de/ak/bug

Linksjugend [solid]

Aachen

Linkes Zentrum
Treffen jeden Dienstag ab 19.00 Uhr
http://linksjugendsolidaachen.blogsport.de/
Eschweiler

"Dilo" | Aachener Str. 1 19 | 52249 Eschweiler
Treffen jeden Samstag ab 18.00 Uhr
www.dielinke-eschweiler.de/ov/linksjugend

Wer an den Treffen der Arbeitskreise teilnehmen möchte, ist
freundlich eingeladen, auch wenn er/sie kein Mitglied der
Partei DIE LINKE ist. Natürlich wird eine gewisse Nähe zu
unseren Positionen vorausgesetzt.

Kein Platz für Neonazis
Über 1 000 GegendemonstrantInnen aus vie-
len Städten NRWs und anderen Bundeslän-
dern sowie aus Belgien und den
Niederlanden kamen, um die Blockaden des
"Bündnisses gegen den Naziaufmarsch in
Stolberg" zu unterstützen. Darüber hinaus
gab es viel Zuspruch und Unterstützung
von Seiten der Stolberger Bevölkerung.

Der Ablauf des Naziaufmarsches wurde zu An-
fang von 700 Menschen am Hauptbahnhof und
im Laufe des Tages durch viele kleinere Blocka-
den auf Schienen und Straßen um vier Stunden
verzögert. Doch auch die Proteste des Vorjah-
res zeigten Erfolg, da deutl ich weniger Nazis
als im Vorjahr durch Stolberg zogen, um ihrer
menschenverachtenden und nationalsozial isti-
schen Propaganda Ausdruck zu verleihen.

Während die Pol izei den Aufmarsch der Nazis
wieder einmal durchsetzte, hielt sie einen grö-
ßeren antifaschistischen Demonstrationszug
zur angemeldeten Kundgebung mit kaum nach-
vol lziehbaren Argumenten mehrere Stunden
auf. So kam beispielsweise einem Pol izisten
ein Dienstplan abhanden, worauf die gesamte

Demonstration des Diebstahls bezichtigt wur-
de, bis die Pol izeiführung nach einer geschlage-
nen Stunde feststel l te, dass ihr eigenes
Vorgehen rechtswidrig war. Mit solchen und
ähnl ichen Taktiken wurde immer wieder ver-
sucht, jede antifaschistische Bewegung in Stol-
berg einzuschränken. Die Pol itik der Aachener
Pol izeiführung, die entgegen dem Gebot der
Verhältnismäßigkeit den Naziaufmarsch durch-
setzte, empfindet das Bündnis als skandalös.
Nicht zuletzt die ASEAG ermögl ichte den Auf-
marsch der Neonazis, indem sie Busse für den

Hin-und Rücktransport bereitstel l te. Diese pol i-
tische Entscheidung des Aachener Busunter-
nehmens hält das Bündnis für nicht tragbar!

Das Bündnis gegen den Naziaufmarsch in
Stolberg wird im nächsten Jahr mit noch mehr
Menschen den anstehenden Naziaufmarsch
verhindern!

+++Pressemitteilung des Bündnisses gegen den
Naziaufmarsch in Stolberg (Rhld.) 201 1 +++
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Rotes Sommerfest
am Blausteinsee
Sonntag, 7. August 2011

ab 11 Uhr mit Poltischen Frühschoppen

Am ersten Sonntag im August möchten wir
wieder mit Ihnen/Euch gemeinsam unser
Sommerfest feiern. Nach Alsdorf und Walheim
geht es diesmal zum Ostzipfel unseres
Kreisverbands, an den Blausteinsee in
Eschweiler, wo wir den Gril lplatz Dürwiß
gemietet haben. Natürl ich könnt ihr gerne
Famil ie, Freundinnen und Freunde mitbringen.

Redaktion KVStädteregion Aachen v. i. S.d.P. Robert Boltz

Der l inke Arbeitskreis Betrieb & Gewerkschaft
gründete sich bereits im Jahre 2006, noch be-
vor es die Partei DIE LINKE selbst gab. Ihm ge-
hörten zu Beginn Mitgl ieder der PDS, WASG
aber auch parteiungebundene Personen an. Bis
heute versteht sich der Arbeitskreis (AK) als of-
fen für al le gewerkschaftspol itisch Interessier-
ten, unabhängig von ihrer pol itischen oder
gewerkschaftl ichen Zugehörigkeit.

Wichtig war und ist für den AK der Einsatz für
die Interessen der Beschäftigten. Ob Betriebs-
schl ießungen wie bei Vetrotex in Herzogenrath
oder Gates in Aachen, ob Tarifkämpfe wie bei
den Lokführern oder den Kita-Mitarbeiterinnen.
Der AK stand immer sol idarisch auf Seite der
abhängig Beschäftigten.
Daneben bietet der AK auch Veranstaltungen
mit auswärtigen Referenten an. Hierbei ist es
besonders wichtig, den Kontakt zu Hauptamtl i-

chen oder Vertrauenslauten in den Gewerk-
schaften zu halten. Darüber hinaus beschäftigt
sich der AK auf seinen Treffen auch mit theore-
tischen Fragen wie der Diskussion zur Zukunft
einer Wirtschaftsdemokratie, die über die be-
stehenden Mitbestimmungsregelungen hinaus-
geht.
Auch zur aktuel len Programmdebatte der Par-
tei DIE LINKE konnte der AK wichtige Beiträge
dazusteuern, die über die gewerkschaftspol iti-
sche Debatte hinausreichen. So l iegen uns ins-
besondere auch Sozial-, Steuer- und
Wirtschaftspol itik am Herzen.

Der Arbeitskreis trifft sich in der Regel an
jedem vierten Dienstag im Monat im Linken
Zentrum in der Augustastr. 69, 52070 Aachen.

Harald Siepmann,
Für den AK Betrieb & Gewerkschaft STR Aachen

Linker Arbeitskreis Betrieb & Gewerkschaft –
immer auf Seite der Beschäftigten

www.linkswest.de

Mitglied
werden.
Hier und
jetzt!



Fraktion DIE LINKE im Städteregionstag
Haus der Städteregion: 1 . OG, Raum E 178,
Tel.: 0241 / 5198 3305
Zollernstraße 10 | 52070 Aachen
eMail: dielinke-fraktion@staedteregion-aachen.de
www.dielinke-staedteregionstag.de
Fraktionssitzungen (14tägig) mittwochs ab 17:00 Uhr
Fraktion DIE LINKE im Rat der Stadt Aachen
Habsburgerallee 11 -13 | 52064 Aachen
3.OG, Raum 369, Tel.: 0241 / 432 7244
eMail: fraktion.dielinke@mail.aachen.de
www.fraktion-dielinke-aachen.de
Fraktionssitzungen in der Regel wöchentlichmontags ab 18 Uhr
Fraktion DIE LINKE im Rat der Stadt Herzogenrath
Rathausplatz 1 , 1 .OG, Raum 105, Tel.: 02406 / 83121
eMail: fraktion@linke-herzogenrath.de
www.dielinke-herzogenrath.de
Postadresse: Fraktion DIE LINKE

Im Rat der Stadt Herzogenrath
Postfach 1280 | 52112 Herzogenrath
Fraktion DIE LINKE im Rat der Stadt Stolberg
Villa Lynen | Rathausstr. 44 | 52222 Stolberg
1 .OG, Raum 104 / 105, Tel.: 02402 / 76683-20
eMail: dielinke.fraktion@stolberg.de
www.dielinke-stolberg.de
Bürgersprechstunde jeden Donnerstag 15:00 bis 17:30 Uhr
Fraktionssitzungen (14tägig) montags ab 19:00 Uhr
DIE LINKE im Rat der Stadt Alsdorf
Hartmut Knippschild

Rathaus Hubertusstr. | 52477 Alsdorf
eMail: Alsdorf.Linke@alsdorf.de
www.dielinke-alsdorf.de | Tel.: 0160/5518854
DIE LINKE im Rat der Stadt Eschweiler
Albert Borchardt

Johannes-Rau-Platz 1 | 52249 Eschweiler
eMail: albertborchardt@dielinke-eschweiler.de
www.dielinke-eschweiler.de | Tel: 0179/648 3205
Bürgersprechstunde und Sozialsprechstunde
jeden 3. Montag im Monat
jeweils 15:30 – 18.30 Uhr | Rathaus, Raum 13

DIE LINKE im Rat der Stadt Monschau
Erika Krebs

Bürgerforum 21 / DIE LINKE
Laufenstrasse 84 | 52156 Monschau
Raum 503 | Tel.: 02472 / 81266
erika.krebs@dielinke-aachen.de
www.dielinke-nordeifel.de

Wahlkreisbüro Andrej Hunko, MdB
Augustastraße 69 | 52070 Aachen
Telefon 0241/990 6825-0 | Telefax 0241/990 6825-1
eMail: andrej.hunko@wk.bundestag.de | www.andrej-hunko.de
Sprechzeiten: Montags 11 bis 13 Uhr, Donnerstags 17 bis
19 Uhr und nach Vereinbarung
Sozialsprechstunde Bundestagesbüro Andrej Hunko
Jeden 2. und 4. Mittwoch im Monat ab 17.00 Uhr

Interessante Veranstaltungen und Vorträge zu diversen
politischen, sozialen und wirtschaftlichen Themen bietet
die Evangelische Stadtakademie Aachen:
Evangelische Stadtakademie Aachen

Haus der Evangelischen Kirche
Frère-Roger-Straße 8-10 (früher: Michaelstraße)
52062 Aachen | Telefon: 0241/453-162
email: info@stadtakademie-aachen.de
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Erwerbslosenberatung gibt es u.a. an
folgenden Stellen:
Beratungsstelle Aachen - Berufsverband d. KAB

Diözese Aachen e.V.

Beratungsstelle, Ämterbegleitung | Nordrhein-Westfalen
St.-Josefs-Platz 1 52068 Aachen
Telefon: 0241 51 000 755 | Fax: 0241 51 000 848
kab-beratungsstelle@web.de | http://kab-aachen-eifel.de/

KAB Bezirksverband Aachen Stadt/Eifel /

Andris Gulbins

Beratungsstelle, Erwerbslosen- oder Sozialhilfeinitiative,
Ämterbegleitung | Nordrhein-Westfalen
KAB Bezirksverband Aachen Stadt/Eifel / Andris Gulbins
Martinstr. 6 | 52062 Aachen
Telefon: 0241 4001860 | Fax: 0241 4001864
hartz4-gruppe-kab@gmx.de | http://kab-aachen-eifel.de

Adressen

Rückspiegel
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Ja, ich möchte regelmäßig Informationen über die Arbeit der Fraktion
DIE LINKE. im Städteregionstag erhalten.
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Eile ist geboten!
Anträge auf Leistungen nach dem Bildungs- und Teilhabepaket können
bei folgenden Stel len gestel lt werden: Für Hartz-IV-Bezieher ist
grundsätzl ich das Jobcenter der Städteregion zuständig. Für al le
anderen Anspruchsberechtigten ist die jeweil ige Kommune zuständig.
Die notwendigen Formulare gibt es in den Rathäusern und Jobcenter-
Stel len sowie im Internet (www.jobcenter-staedteregion-aachen.de).
Um rückwirkend Leistungen zu erhalten und keine Fristen zu
versäumen, kann man zunächst auch formlos einen Antrag stel len und
erforderl iche Unterlagen später nachreichen.

Haben auch Sie ein Foto, das zeigt,
wie Sie WIR verteilen? Wir freuen

uns auf Ihre Zusendung!
wir-leserbriefe@diel inke-aachen.de

"WIR" bestellen und in der Nachbarschaft verteilen:
Einfach eine E-Mail an wir-redaktion@dielinke-aachen.de

Ehrenamtl iche Zeitungsboten
versorgen Nachbarschaft, Betrieb
oder Schule mit WIR.
Albert Borchardt ist einer von ihnen.
Die rote Zeitungstasche geschultert,
bestückt er die Briefkästen in seiner
Nachbarschaft wie hier in Hücheln.

Unterwegs mit "WIR"

Das Lösungswort des Quiz in der letzten
Ausgabe lautet LINKE.
Die Redaktion gratul iert dem Gewinner
Wofgang Weißhuhn aus Aachen.




